Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2009 


Sachgebiet 240 


Vorblatt 


Erstes Flüditlingshilfe-Änderungsgesetz 
(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 

A. Problem 

Die Einkommensgrenze für die Gewährung einer Einrichtungs- 
hilfe für Flüchtlinge aus Mitteldeutschland ohne Ausweis C ist 
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes im Jahre 1965 unverändert 
geblieben. Seitdem haben sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
geändert. 


B. Lösung 

Die Einkommensgrenze von 500 DM für den Berechtigten, zu- 
züglich 120 DM für den Ehegatten und je 60 DM für jeden 
weiteren Familienangehörigen wird um 50 v. H. angehoben. 

Der Ausschuß hat den Gesetzentwurf einstimmig gebilligt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Kosten werden auf 20 bis 27 Millionen DM geschätzt. Da- 
von trägt der Bund vier Fünftel und ein Fünftel die Länder, 
Entsprechende Beträge feind im Entwurf des Bundeshaushalts- 
plans für 1971 veranschlagt sowie ab 1972 im Finanzplan des 
Bundes vorgesehen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 

(1. FlüHÄndG) 

— Drucksache VI/1720 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


L Allgemeines 

Der von der Bundesregierung mit Datum vom 
19. Januar 1971 eingebrachte Gesetzentwurf wurde 
vom Deutschen Bundestag in erster Beratung in 
seiner 101. Sitzung am 11. Februar 1971 nach kurzer 
Aussprache dem Innenausschuß federführend, dem 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen mitbera- 
tend und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
überwiesen. Der Innenausschuß hat seine Beratun- 
gen in der Sitzung am 4. März 1971 abgeschlossen. 
Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat in 
seiner Sitzung am 11. März 1971 den Beschlüssen 
des Innenausschusses zugestimmt. Der Haushalts- 
ausschuß wird seinen Bericht nach § 96 GO geson- 
dert abgeben. 

11. Grundsätzliches 

Der Gesetzentwurf hat im wesentlichen zum Ziel, 
die Einkommensgrenzen für die Gewährung einer 
Einrichtungshilfe für Flüchtlinge aus Mitteldeutsch- 
land ohne Ausweis C in Anpassung an die verän- 
derten wirtschaftlichen Verhältnisse heraufzusetzen. 
Der Ausschuß ist dem Vorschlag der Bundesregie- 
rung gefolgt, die Einkommensgrenzen um 50 v. H. 
zu erhöhen. Ein Antrag der Mitglieder des Ausschus- 
ses, die der Fraktion der CDU/CSU angehören, die 


Einkommensgrenze zu streichen, fand keine Mehr- 
heit. Dagegen wurde eine Anregung der der Frak- 
tion der CDU/CSU angehörenden Ausschußmitglie- 
der, die Ermächtigung zur Festlegung des anspruchs- 
berechtigten Personenkreises nicht nur auf die Inha- 
ber durchschnittener Betriebe im Zonenrandgebiet, 
sondern generell auf Inhaber von Betrieben im Zo- 
nenrandgebiet auszudehnen, insoweit aufgenommen, 
als der Ausschuß der Erwartung Ausdruck gab, daß 
die Ergebnisse der geplanten kommunalen Gebiets- 
und Organisationsreform dann in der entsprechen- 
den Rechtsverordnung berücksichtigt werden sollen. 
Ein weiterer Antrag der Ausschußmitglieder der 
CDU/CSU-Fraktion, den im Bundesvertriebenenge- 
setz gegebenen Vollstreckungsschutz für Flüchtlinge 
so zu fassen, daß der Eigentümer (Sowjetzonen- 
flüchtlinge) für Verbindlichkeiten die ihm gegen- 
über an dem zurückgelassenen Vermögen geltend 
gemacht werden können, soweit diese nach der 
Flucht begründet worden sind, nicht in Anspruch 
genommen werden kann, wurde zurückgestellt und 
der Bundesregierung aufgegeben, diese Frage bei 
der nächsten Novellierung zu berücksichtigen. 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs — Drucksache VI/1720 — ver- 
wiesen. 
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IIL Einzelbegründung 
Zu § 1 Nr. 2 (§ 1 FlüHG) 

Der Ausschuß folgte einem Antrag aus seiner 
Mitte, den Klammerzusatz zu streichen und statt 
dessen den Klammerzusatz „(Schadensgebiet)" ein- 
zufügen, da dies der Vereinfachung der Gesetzes- 
sprache in den weiteren Vorschriften dient. 


Zu § 1 Nr. 6 (§ 7 FlüHG) 

Die redaktionelle Änderung dient der Klarstel- 
lung, ab wann die durch die Novelle erhöhten 
Grenzen zu berücksichtigen sind. Ein Antrag aus 
der Mitte des Ausschusses, die Einkommensgrenze 
wegfallen zu lassen, fand keine Mehrheit. Der An- 
trag wurde damit begründet, daß im Lastenaus- 
gleichsrecht nur noch für die nicht anerkannten 
Zonenflüchtlinge eine Einkommensgrenze für die 
Gewährung von Hausratsentschädigung vorgesehen 
sei und dies gerade bei einem Personenkreis, des- 
sen einziges Vermögen oft die Wohnungseinrich- 
tung gewesen ist, auf die Dauer nicht gerechtfertigt 
erscheine, zumal die durch die Streichung der Vor- 
schrift verursachten Mehrkosten weit unter dem 
Betrag liegen würden, der ursprünglich zur Erfül- 
lung der Ansprüche nach diesem Gesetz in Ansatz 
gebracht worden sei. Auch hätten die Sprecher aller 
Fraktionen bei der Verabschiedung des Gesetzes 
im Jahre 1965 ihrer Erwartung Ausdruck gegeben, 
daß die Einkommensgrenze durch baldige Novellie- 
rung beseitigt werde. Die Mehrheit des Ausschusses 
vertrat demgegenüber die Auffassung, daß eine 
Streichung der Vorschrift nicht vertretbar sei, da 
die Kosten einer völligen Aufhebung der Einkom- 
mensgrenze nicht unter 500 Millionen DM, unter 


Umständen noch weit höher, zu veranschlagen 
seien. 

Zu § 1 Nr. 8 (§ 11 FlüHG) 

Die Änderung wurde notwendig, nachdem durch 
das am 1. Januar 1971 in Kraft getretene Dreiund- 
zwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes ein weiterer Geburtsjahrgang früher 
selbständiger Geschädigter in die Kriegsschadens- 
rente einbezogen wurde. Zugleich wurde die Vor- 
schrift redaktionell überarbeitet. 

Zu § 1 Nr. 14 (§ 23 FlüHG) 

Die Änderung dient der Klarstellung. Auf eine 
Anregung aus der Mitte des Ausschusses, den an- 
spruchsberechtigten Personenkreis nicht nur auf 
die Inhaber durchschnittener Betriebe im Zonen- 
randgebiet, sondern auch auf Inhaber von Betrieben 
im Zonenrandgebiet überhaupt auszudehnen, kam 
der Ausschuß überein, daß die Ergebnisse der ge- 
planten Gebiets- und Organisationsreform im Zo- 
nenrandgebiet auch in der entsprechenden Rechts- 
verordnung Berücksichtigung finden sollten. 

Zu § 3 nach Nr. 2 (§ 88 BVFG) 

Ein Antrag aus der Mitte des Ausschusses, die 
Vorschrift über den Vollstreckungsschutz für Flücht- 
linge so zu fassen, daß der Eigentümer (Sowjet- 
zonenflüchtling) für Verbindlichkeiten, die ihm ge- 
genüber an dem zurückgelassenen Vermögen gel- 
tend gemacht werden, soweit diese nach der Flucht 
begründet worden sind, nicht in Anspruch genom- 
men werden kann, wurde zurückgestellt und dem 
Bundesminister des Innern aufgegeben, diese Frage 
bei einer nächsten Novellierung zu berücksichtigen. 


Bonn, den 24. März 1971 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

L den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1720 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

IL die Bundesregierung wird ersucht zu prüfen, 
ob es möglich ist, in einem Vierundzwanzigsten 
Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsge- 
setzes 

1 . den § 301 a LAG zu streichen und für Zonen- 
schäden anerkannter Sowjetzonenflüchtlinge 
nicht nur wie bisher Hauptentschädigung, 


sondern auch die übrigen Leistungen des 
LAG — insbesondere Kriegsschadenrente 
und Hausratsentschädigung — anstelle der 
entsprechenden Härteleistungen zu gewäh- 
ren, 

2. das Flüchtlingshilfegesetz aufzuheben und 
unter Beibehaltung der bisherigen Finanzie- 
rungsregelung den dort beteiligten Perso- 
nenkreis im Härtefonds des LAG zu berück- 
sichtigen; 

III. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 24. März 1971 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Firdcs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaß- 
nahmen für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 

(l.FlüHÄndG) 

— Drucksache VI/ 1720 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin 

(1. FlüHÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Gesetzes 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
vom 15. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 612), zuletzt 
geändert durch § 5 des Zwanzigsten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 15. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende 

Fassung: 

„Flüditlingsihilfegesetz (FlüHG) " . 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in 
der sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
lands oder im sowjetisch besetzten Sektor 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sektor' 
von Berlin 

(1. FlüHÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Gesetzes 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche 
aus der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
vom 15. Juli 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 612), zuletzt 
geändert durch § 5 des Zwanzigsten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 15. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 806), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. unverändert 


2. § 1 wird wie folgt geändert: 

- a) In Absatz 1 Satz 1 wird hinter den Worten 
im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin" 
das Wort „(Schadensgebiet)" eingefügt und 
die Worte „dieser Gebiete" durch die Worte 
„des Schadensgebietes" ersetzt. 
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E ni w u r f 

von Berlin" durch die Worte „im Schadens- 
gebiet (§ 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetzes in der Fassung 
vom 1. Oktober 1969 — Bunde sgesetzbl. I 
S. 1897 — , zuletzt geändert durch das Drei- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des 

Lastenausgleichsgesetzes vom — 

Bundesgesetzbl. IS — )" und die 

Worte „dieser Gebiete" durch die Worte 
„des Schadensgebiets" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „des 
Bundesvertriebenengesetzes" die Worte 
„und § 230 a des Lastenausgleichsgesetzes in 
der Fassung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch 
das Dreiundzwanzigste Gesetz zur Änderung 

des Lastenausgleichsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS )", eingefügt. 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Ausschließungsgründe 

Liegen Voraussetzungen im Sinne des § 301 
Abs. 2 Satz 2 oder des § 359 Abs. 1 oder 3 des 
Lastenausgleichsgesetzes vor, werden Leistun- 
gen nach diesem Gesetz nicht gewährt; auf 
Schäden und Verluste an Wirtschaftsgütern, die 
nach der Besetzung des Schadensgebiets unter 
Ausnutzung der dort bestehenden Verhältnisse 
erworben worden sind, ist § 359 Abs. 3 Nr. 3 
des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend an- 
zuwenden. " 

4. § 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. sie im Schadensgebiet einen eigenen Haus- 
halt mit eigenem Hausrat geführt haben 
und den Hausrat zurücklassen mußten oder 
ihn durch Schäden im Sinne des § 3 des Be- 
weissidierungs- und Feststellungsgesetzes 
verloren haben und". 

5. In § 5 werden die Worte „in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin" durch die Worte 
„im Schadensgebiet" ersetzt. 

6. In § 7 werden die Worte „500 Deutsche Mark 
zuzüglich 120 Deutsche Mark für den Ehegatten 
und je 60 Deutsche Mark" durch die Worte 
„750 Deutsdie Mark zuzüglich 180 Deutsche 
Mark für den Ehegatten und je 90 Deutsche 
Mark" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


b) unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „500 Deutsche 
Mark zuzüglich 120 Deutsche Mark für den 
Ehegatten und je 60 Deutsche Mark" durch 
die Worte „750 Deutsche Mark zuzüglich 
180 Deutsche Mark für den Ehegatten und je 
90 Deutsche Mark" ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird eingefügt: 

„Der 1. Januar 1971 gilt als Tag der An- 
tragstellung, wenn über Anträger die vor 
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Entwurf 


7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Der Berechtigte und sein entsprechend 
§ 266 Abs. 2 des Lastenausgleichsge- 
setzes zu berücksichtigender Ehegatte 
müssen im Schadensgebiet ihre Exi- 
stenzgrundlage durch Schäden im Sinne 
des § 3 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes oder durch Ver- 
lassen des Schadensgebiets verloren 
haben;". 

b) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „in der 
sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin" durch die Worte „im Schadensge- 
biet" ersetzt. 

c) Absatz 2 Nr. 1 wird gestrichen; die Num- 
mern 2 und 3 werden Nummern 1 und 2. 

d) In Absatz 3 werden die Worte „in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands 
oder im sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
lin" durch die Worte „im Schadensgebiet" 
ersetzt. 

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Inwieweit Vermögensschäden ihrer 
Art und Höhe nach zu berücksichtigen und 
wie die Schäden zu berechnen sind, von 
welchen Einkünften auszugehen ist, wie die 
Einkünfte zu berechnen und welche Einkom- 
mensrichtsätze für die einzelnen Berufs- 
gruppen anzunehmen sind, bestimmen die 
Rechts Verordnungen zu § 301 Abs. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes. " 

f) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Für den Fall des Zusammentreffens 
von Leistungsvoraussetzungen nach diesem 
Gesetz, dem Lastenausgleichsgesetz und dem 
Reparationsschädengesetz vom 12. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), zuletzt ge- 
ändert durch das Dreiundzwanzigste Gesetz 
zum Lastenausgleichsgesetz vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .), findet § 261 Abs. 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes Anwendung. 

8. ln § 11 Abs, 2 Satz 3 werden die Worte „in- 
nerhalb eines Jahres vom Beginn des Monats 
ab gestellt werden, der auf die Aufenthalt- 
nahme im Geltungsbereich des Gesetzes folgt" 
durch die Worte „noch innerhalb von zwei Jah- 
ren nach Ablauf des Monats gestellt werden, 
in dem sie Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Gesetzes genommen haben" ersetzt. 


Beschlüsse des 4^ Ausschusses 

diesem Zeitpunkt gestellt worden sind, noch 
nicht entschieden ist." 

c) Im bisherigen Satz 2 ist das Wort „Hiervon" 
durch die Worte „Von der Einkommens- 
grenze" zu ersetzen; die bisherigen Sätze 2 
und 3 werden die Sätze 3 und 4. 

7. unverändert 


8. § 11 erhält folgende Fassung: 

..§11 

Lebensalter und Erwerbsunfähigkeit; 
Antragsfrist 

(1) Wegen vorgeschrittenen Lebensalters wird 
laufende Beihilfe nur gewährt, wenn der Berech- 
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Entwurf 


9. § 17 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für den Höchstbetrag gilt § 255 Abs. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes entsprechend." 

10. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands oder 
im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin" 
durch die Worte „im Schadensgebiet" ersetzt. 

11. Abschnitt V erhält die Überschrift: 
„Anwendung anderer Gesetze" 

12. Folgender § 20 a wird eingefügt: 

„§ 20 a 

Anwendung des Lastenausgleichsgesetzes 

Die §§ 350 a, 350 b und 360 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes sind entsprechend anzuwen- 
den." 

13. § 22 erhält folgende Fassung: 

„§ 22 

Durchführung des Gesetzes 

Für die Durchführung des Gesetzes mit Aus- 
nahme des § 20 gelten die Vorschriften des 
Vierten bis Sechsten Abschnitts des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes. Für die 
Durchführung des § 20 bestimmen die Landes- 
regierungen die Organisation und das Ver- 
fahren." 

14. § 23 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zur Milderung von Härten kann die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß in die- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

tigte bei Antragstellung das 65. (eine Frau das 
60.) Lebensjahr vollendet hat. Weitere Voraus- 
setzung ist, daß der Berechtigte vor dem 1. Ja- 
nuar 1907 (eine Frau vor dem 1. Januar 1912) 
geboren ist. 

(2) Wegen dauernder Erwerbsunfähigkeit wird 
laufende Beihilfe nur gewährt, wenn die in 
§ 265 Abs. 1, 2, 3 und 5 des Lastenausgleichs- 
gesetzes genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. Die Erwerbsunfähigkeit muß spätestens 
am 31, Dezember 1971 Vorgelegen haben. 

(3) Für die Frist, in der der Antrag auf lau- 
fende Beihilfe gestellt werden kann, gelten 
§ 264 Abs. 2 und § 265 Abs. 4 des Lastenaus- 
gleichsgesetzes entsprechend mit der Maßgabe, 
daß die Antragsfrist nicht vor dem 31. Dezem- 
ber 1972 endet." 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. § 23 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zur Milderung von Härten kann die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß in die- 
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sem Gesetz vorgesehene Leistungen und Ver- 
günstigungen ganz oder teilweise auch zugun- 
sten von Personen gewährt werden, die im 
Schadensgebiet in einer infolge der sowjeti- 
schen Besetzung durchschnittenen Gemeinde 
oder in einer an eine solche oder an den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes unmittelbar angren- 
zenden Gemeinde Sdiäden im Sinne der §§ 3, 
10 oder 18 erlitten haben und im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich des Ge- 
setzes in der durchschnittenen Gemeinde oder 
einer Gemeinde hatten, die an die im Schadens- 
gebiet liegende Gemeinde unmittelbar angrenzt, 
in der der Schaden eingetreten ist." 


§ 2 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

In § 301 Abs, 2 Satz 2 des Lastenausgleichsgeset- 
zes in der Fassung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
gesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert durch das Drei- 
undzwanzigste Gesetz zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vom . . , . (Bundesgesetzbl. IS ), 

wird am Ende der Nummer 3 der Punkt durch das 
Wort „oder" ersetzt und folgende Nummer 4 ange- 
fügt: 

„4. während der Herrschaft des Nationalsozialis- 
mus gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben." 

§ 3 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung 
vom 23. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1882), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Än- 
derung des Bimdessozialhilfegesetzes vom 14. Au- 
gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1153), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 24 erhält folgende Fassung; 

„§ 24 

Berufung und Amtsdauer 

Die Mitglieder des Beirates für Vertriebenen- 
und Flüchtlingsfragen bei dem Bundesminister 
des Innern und ihre Stellvertreter beruft dieser 
auf Vorschlag der in § 23 genannten Organisatio- 
nen auf die Dauer von vier Jahren. Scheidet ein 
Mitglied des Beirates vor Ablauf der Amtsdauer 
aus oder verliert ein Mitglied seine Eigenschaft 
als Vertreter einer der in § 23 genannten Orga- 
nisationen, so beruft der Bundesminister des 
Innern auf Vorschlag dieser Organisation einen 
Ersatzmann für den Rest der Amtsdauer." 

2. § 92 erhält folgende Fassung: 

„§ 92 

Anerkennung von Prüfungen 

(1) Prüfungen oder Befähigungsnachweise, 
die Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge bis 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

sem Gesetz vorgesehene Leistungen und Ver- 
günstigungen ganz oder teilweise auch zugun- 
sten von Personen gewährt werden, die im 
Schadensgebiet in einer infolge der sowjeti- 
schen Besetzung durchschnittenen Gemeinde 
oder in einer an eine solche oder an den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes unmittelbar angren- 
zenden Gemeinde Schäden im Sinne der §§ 3, 
10 oder 18 erlitten haben und im Zeitpunkt des 
Schadenseintritts ihren Wohnsitz oder stän- 
digen Aufenthalt im Geltungsbereich des Ge- 
setzes in der durchschnittenen Gemeinde oder 
einer Gemeinde hatten, die an die ganz oder 
teilweise im Schadensgebiet liegende Gemeinde 
unmittelbar angrenzt, in der der Schaden ein- 
getreten ist. " 

§2 

unverändert 


§3 

unverändert 
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zum 8. Mai 1945 im Gebiet des Deutschen Rei- 
ches nach dem Gebietsstande vom 31. Dezember 
1937 abgelegt oder erworben haben, sind im 
Geltungsbereich des Gesetzes anzuerkennen. 

(2) Prüfungen oder Befähigungsnachweise, die 
Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge bis zum 
8. Mai 1945 in Gebieten außerhalb des Deutschen 
Reiches nach dem Gebietsstande vom 31. Dezem- 
ber 1937 abgelegt oder erworben haben, sind an- 
zuerkennen, wenn sie den entsprechenden Prü- 
fungen oder Befähigungsnachweisen im Geltungs- 
bereich des Gesetzes gleichwertig sind. 

(3) Auf Prüfungen oder Befähigungsnachwei- 
se, die Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge 
nach dem 8. Mai 1945 in Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes abgelegt oder er- 
worben haben, ist Absatz 2 entsprechend anzu- 
wenden. Die Vorschriften über die Anerken- 
nung von Prüfungen oder Befähigungsnachwei- 
sen im öffentlichen Dienst bleiben unberührt.; 


§ 4 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

In § 112 des Deutschen Richtergesetzes vom 
8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zu- 
letzt geändert durch das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. 
I S. 645), werden die Worte „29. Juli 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 545)“ durch die Worte 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .)" ersetzt. 


§ 5 

Überleitung anhängiger Verfahren 

Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes anhän- 
gigen Verfahren gilt folgendes: 

1 . Anträge auf Gewährung von Leistungen werden, 
wenn noch kein Bescheid erteilt ist, nach den sich 
aus § 22 des Flüchtlingshilfegesetzes ergebenden 
Verfahrens vor Schriften weiterbehandelt. 

2. Die bei einem Beschwerdeausschuß anhängigen 
Verfahren werden auf die nach § 22 des Flücht- 
lingshilfegesetzes zuständigen Beschwerdeaus- 
schüsse übergeleitet. 

3. § 1 Nr. 13 gilt nicht für die bei den Oberverwal- 
tungsgerichten (Verwaltungsgerichtshöfen) an- 
hängigen Verfahren. 


§4 

unverändert 


§5 

unverändert 


§ 6 § 6 
Neufassung van Gesetzen unverändert 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Flüchtlingshilfegesetzes und des 
Bundesvertriebenengesetzes sowie der hierzu erlas- 
senen Rechtsverordnungen in der Fassung, die sich 
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aus den dazu ergangenen Änderungsgesetzen oder 
-Verordnungen ergibt, mit neuem Datum und neuer 
Überschrift bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 7 

Berlin-Klausel u n v e 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 8 

Inkrafttreten u n v e 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes tritt § 1 
Nr. 7 Buchstabe a mit Wirkung vom 1. Juni 1967, 

Buchstabe e mit Wirkung vom 1. Januar 1969 in 
Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 1971 
in Kraft. 


s 4. Ausschusses 


§7 

rändert 


§8 

rändert 
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